
1 

 

Auszüge aus dem Vertrag über die Europäische Union (2012)  

Artikel 3  

(1) Ziel der Union ist es, den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern.  

(2) Die Union bietet ihren Bürgerinnen und Bürgern einen Raum der Freiheit, der Sicherheit 

und des Rechts ohne Binnengrenzen, in dem – in Verbindung mit geeigneten Maßnahmen 

in Bezug auf die Kontrollen an den Außengrenzen, das Asyl, die Einwanderung sowie die 

Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität – der freie Personenverkehr gewährleistet ist.  

(3) Die Union errichtet einen Binnenmarkt. Sie wirkt auf die nachhaltige Entwicklung Europas 

auf der Grundlage eines ausgewogenen Wirtschaftswachstums und von Preisstabilität, 

eine in hohem Maße wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung 

und sozialen Fortschritt abzielt, sowie ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung 

der Umweltqualität hin. Sie fördert den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt.  

Sie bekämpft soziale Ausgrenzung und Diskriminierungen und fördert soziale Gerechtig-

keit und sozialen Schutz, die Gleichstellung von Frauen und Männern, die Solidarität zwi-

schen den Generationen und den Schutz der Rechte des Kindes.  

Sie fördert den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt und die Solidari-

tät zwischen den Mitgliedstaaten.  

Sie wahrt den Reichtum ihrer kulturellen und sprachlichen Vielfalt und sorgt für den Schutz 

und die Entwicklung des kulturellen Erbes Europas.  

(4) Die Union errichtet eine Wirtschafts- und Währungsunion, deren Währung der Euro ist.  

(5) In ihren Beziehungen zur übrigen Welt schützt und fördert die Union ihre Werte und Inte-

ressen und trägt zum Schutz ihrer Bürgerinnen und Bürger bei. Sie leistet einen Beitrag zu 

Frieden, Sicherheit, globaler nachhaltiger Entwicklung, Solidarität und gegenseitiger Ach-

tung unter den Völkern, zu freiem und gerechtem Handel, zur Beseitigung der Armut und 

zum Schutz der Menschenrechte, insbesondere der Rechte des Kindes, sowie zur strikten 

Einhaltung und Weiterentwicklung des Völkerrechts, insbesondere zur Wahrung der 

Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen.  

(6) Die Union verfolgt ihre Ziele mit geeigneten Mitteln entsprechend den Zuständigkeiten, die 

ihr in den Verträgen übertragen sind. 

 

Artikel 5  

(1) Für die Abgrenzung der Zuständigkeiten der Union gilt der Grundsatz der begrenzten Ein-

zelermächtigung. Für die Ausübung der Zuständigkeiten der Union gelten die Grundsätze 

der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit.  

(2) Nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung wird die Union nur innerhalb 

der Grenzen der Zuständigkeiten tätig, die die Mitgliedstaaten ihr in den Verträgen zur 

Verwirklichung der darin niedergelegten Ziele übertragen haben. Alle der Union nicht in 

den Verträgen übertragenen Zuständigkeiten verbleiben bei den Mitgliedstaaten.  

(3) Nach dem Subsidiaritätsprinzip wird die Union in den Bereichen, die nicht in ihre aus-

schließliche Zuständigkeit fallen, nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in Betracht ge-

zogenen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler 
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oder lokaler Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr wegen ih-

res Umfangs oder ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind.  

Die Organe der Union wenden das Subsidiaritätsprinzip nach dem Protokoll über die An-

wendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit an. Die nationalen 

Parlamente achten auf die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips nach dem in jenem Pro-

tokoll vorgesehenen Verfahren.  

(4) Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gehen die Maßnahmen der Union inhaltlich 

wie formal nicht über das zur Erreichung der Ziele der Verträge erforderliche Maß hinaus.  

Die Organe der Union wenden den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nach dem Protokoll 

über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit an. 

 


